
SiKo  2016:  Gegen  das  Treffen
der Kriegstreiber_Innen!
VON LARS KELLER

Unter  der  besonderen  Brisanz  verschärfter  Kriege  im Nahen  Osten  und
Afrika, treffen sich nun schon zum 52. Mal vom 12.2 – 14.2 in München viele
internationale Vertreter_Innen aus Wirtschaft, Politik und Militär, um bei der
sogenannten  NATO-„Sicherheitskonferenz“  (SiKo)  über  die  Weltlage  zu
beraten.  Vor  der  Tür  bleiben  dabei  natürlich  jene  Kräfte,  die  sich  im
Gegensatz zu z.B. den USA, Deutschland, China, Russland oder Japan, nicht
als  imperial ist isches  Land  durchsetzen,  oder  sich  als  deren
Handlanger_Innen  (Herrscher_Innen  in  Halbkolonien  oder  in
Regionalmächten wie Saudi-Arabien) auf der Welt hervortun können.

Ein Blick auf die Teilnehmer_Innenliste des letzten Jahres offenbart genau
das: Dort finden sich weder Vertreter_Innen aus dem kurdischen Volk, noch
Vertreter_Innen  aus  den  ostukrainischen  Gebieten.  Menschen  deren
Sicherheit und Leben tatsächlich durch Kriege akut bedroht ist, haben auf
der Konferenz nichts zu suchen. Das ist auch keine Überraschung, denn es
geht nicht um das Leben dieser Menschen. Es geht in der imperialistischen
Weltordnung um Einfluss, um die Neuaufteilung der Welt sowie Macht und
damit letztlich um die Sicherung der Profite des Kapitals.

Die  SiKo  spielt  hierbei  eine  wichtige  Rolle  bei  der  Planung  dieser
Neuaufteilung.  Die  Kapitalist_Innen  beraten  sich  mit  ihren  politischen
Vertreter_ Innen  und  mi t  Mi l i tärs .  Auch  das  bestät ig t  d ie
Teilnehmer_Innenliste: Die deutschen Kapitalist_Innen Joe Kaeser (Siemens),
Johannes Teyssen (e.on) oder Wolfgang Porsche treffen zusammen mit ihren
Vertreter_Innen aus CDU, SPD und Grüne auf internationale Militärs wie
etwa Anders Rasmussen (NATO), General Hodges (US-Army in Europa) sowie
auf politische Partner_Innen wie Victoria Nuland (USA) oder Verwalter_Innen
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des  Imperialismus  aus  dem  Kosovo.  Mit  dabei  sind  bürgerliche
Medienvertreter_Innen wie die ZEIT oder die ideologischen Denkfabriken des
Imperialismus wie z.B. das „Council on foreign relations“. Hier zeigt sich die
dichte Verflechtung der international agierenden Kapitalist_Innen mit den
Staats- und Ideologieapparaten.

Oftmals  nehmen  die  Kapitalist_Innen  bei  der  SiKo  noch  die  Rolle  der
Waffenproduzent_Innen für das Militär ein. Im Krieg geht es eben nicht nur
um  Rohstoffsicherung,  der  Verdrängung  von  Konkurrent_Innen  und  der
Absicherung von Märkten für das Kapital, sondern auch oft genug um das
direkte, dicke Geschäft mit dem Tod!

Besonders  wichtig  ist  die  diesjährige  SiKo  vor  allem für  den  deutschen
Imperialismus. Die Bundeswehr rekrutiert verstärkt neue Soldat_Innen und
ist aktiv an Kriegseinsätzen im Nahen Osten und Afrika beteiligt. So sieht
Deutschlands „Verantwortung übernehmen“ aus. Den humanitären Schein
versuchte  sich  die  Bundesregierung im Sommer über  die  Aufnahme von
Flüchtlingen zu geben. Jetzt ist der Kampf gegen den Terror ein üblicher
Schleier über die tatsächlichen Kriegsinteressen.

Widerstand und Protest

Obwohl sich die Weltlage in den letzten Jahren mehr und mehr zuspitzt,
Terroranschläge als Begründung für imperialistische Kriege benutzt werden,
der zunehmende Konkurrenzkampf zwischen den imperialistischen Mächten
immer offener zu Tage tritt und ganze Weltregionen zusehends destabilisiert,
ist der Protest gegen die SiKo die letzten Jahre immer kleiner geworden.

Die Sozialdemokratie und Gewerkschaften tragen die Politik der deutschen
Regierung mehr oder minder offen mit. Teile der Friedensbewegung gingen
in  den  letzten  Jahren  nach  rechts:  Manche  betrachten  den  russischen
Imperialismus  als  willkommenen  Ausgleich  zum Westen,  andere  fallen  –
gerade nach Paris – auf die humanitären Lügen der Kriegstreiber_Innen rein



oder führen mit  wehenden Fahnen des Pazifismus die Bewegung in eine
Sackgasse. Wie kann jedoch ein zum Ziel führender Widerstand aussehen?

Unser Widerstand muss von einer internationalen Grundlage ausgehen, nur
so  kann  den  international  organisierten  Kriegstreiber_Innen  wirkungsvoll
entgegen gehalten werden. Weiter sollte der Widerstand eine Perspektive für
die  arbeitenden  Bevölkerung  sowie  national  unterdrückter  Minderheiten
aufweisen. Das heißt:  Wir stellen uns politisch niemals auf die Seite der
Imperialist_Innen und ihrer Handlanger_Innen, und versuchen über geeinte,
militante  Aktionen  (z.B.  Massenstreiks,  Blockadeaktionen)  der
Arbeiter_Innen,  der  Jugend  und  Unterdrückten,  die  Niederlage  des
Imperialismus  herbeizuführen!

Mit dieser Perspektive reisen wir im Februar nach München!

Anti-SiKo-Protest  /  Demonstration  +  Kundgebung  /  13.2.2015  /
Stachus  /  München

Nach  Paris:  Militarismus,
Repression und Imperialismus
von Ben Zimmer

In  Paris  gab  es  einen  schrecklichen  Anschlag  des  selbsternannten
„Islamischen Staates“  (IS),  durch den 130 Menschen ihr  Leben verloren
haben. Darauf folgend gab es einen Ausnahmezustand in Frankreich und
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Belgien,  der  in  Paris  auch  heute  noch  aufrecht  erhalten  wird.  Die
Bundeswehr geht wieder vermehrt ins Ausland, um deutsche Interessen zu
vertreten.  Wie  das  alles  zusammenhängt  und  welche  Interessen
dahinterstehen, wollen wir in folgendem Artikel genauer erläutern.

Was ist los in Syrien, dem Irak und Mali?

Syrien,  Irak  und  Mali  werden  vom  Kapital  und  den  Regierungen  als
„Krisengebiete“ bezeichnet; es sind Gebiete, in denen der Imperialismus eine
Menge  Chaos  anrichtet  oder  angerichtet  hat.  Im  Moment  kämpfen
verschiedene  Imperialist_Innen  in  diesen  Ländern  um  geopolitische
Interessen  und  Rohstoffsicherung.
Dabei prallen im Nahen Osten vor allem der amerikanische und der russische
Imperialismus aufeinander, während Frankreich und Deutschland auch einen
immer  größeren  Machtanspruch  stellen  und  im  Moment  einen  neu
erstarkten,  dritten  Pol  darstellen.

In  Mali,  einem  Land  im  Nord-Westen  Afrikas,  kämpft  der  französische
Imperialismus  seit  Januar  2013  gegen  den  Terrorismus  und  will  seine
Machtinteressen festigen.
Es lässt  sich die These aufstellen,  dass die deutschen und französischen
Imperialismen in Zusammenarbeit  und gleichzeitiger  Konkurrenz mit  den
großen und starken ImperialistInnen, also der USA, Russland und China,
militärisch  und  wirtschaftlich  offensiver  als  zuvor  agieren  und  so  ihre
Interessen durchsetzen wollen.

Einordnung von Paris

Am 13. November wurden in der Hauptstadt Frankreichs über 130 Menschen
getötet und über 250 Menschen verletzt. Zu dieser schrecklichen Tat, die vor
allem Jugendliche und ArbeiterInnen getroffen hat, hat sich der faschistische
„Islamische Staat“ bekannt.



Auch wenn diese Anschläge durch nichts zu entschuldigen sind, waren sie
eine reaktionäre Antwort auf die endlose Serie imperialistischer Kriege nach
dem 11. September 2001 und die jüngsten Bombenangriffen in Mali seitens
Frankreich.
Dieser Anschlag spielt der KapitalistenInnenklasse auf einer gewissen Ebene
in  die  Hände.  Sie  kann,  unter  dem  Vorwand,  sie  würde  den  Terror
bekämpfen,  d ie  Armee  aufrüsten,  v ie le  Angri f fe  gegen  die
ArbeiterInnenklasse durchbringen und die Klasse rassistisch spalten, indem
sie die Grenzen zwischen migrantischen Arbeiter_Innen und islamistischen
Terroristen verschwinden lässt.
Dies wurde auch direkt gemacht. Es wurde ein Ausnahmezustand ausgerufen
und über Syrien und Mali wurden weitere Bombenangriffe geflogen, denen
sich jetzt auch die Bundeswehr angeschlossen hat.

Säbelrasseln

Doch nicht nur Frankreich nutzt den Terror des IS aus, um seine Interessen
zu vertreten, auch Deutschland will außenpolitisch wieder aktiver werden.
Direkt  nach  den  Anschlägen  kündigte  Merkel  an,  dass  sie  „mit  Ihnen
[Frankreich, Anm. d. Red.] gemeinsam den Kampf gegen die führen wird, die
Ihnen so etwas Unfassbares angetan haben“. Noch im selben Satz, in dem sie
ihre  Krokodilstränen  vergießt,  verkündet  sie  dann,  dass  es  weitere
Auslandseinsätze  geben  wird.

Dem folgen natürlich auch Taten: Bei den Aktionen Frankreichs gegen den
„Islamischen  Staat“  (IS)  soll  es  „Geleitschutz“  für  einen  französischen
Flugzeugträger,  Satellitenaufklärung,  sowie  vier  bis  sechs  Aufklärungs-
„Tornados“ und eine Aufrüstung der Ausbildungsmission im Nordirak geben.
Dieser  Geleitschutz  ist  eigentlich militärisch gesehen nicht  nötig,  da der
Flugzeugträger über ein Raketenabwehrsystem verfügt, sich auf dem Wasser
gut selbst verteidigen kann und nur durch Mittelstreckenraketen, über die
der IS nicht verfügt, zerstört werden kann. Einzig der IS hat momentan ein
Interesse daran, diesen Flugzeugträger zu zerstören, ist aber unfähig, dies zu



tun.  Da  kommt  zwangsläufig  die  Frage  auf:  Wieso  gibt  der  deutsche
Imperialismus dem Flugzeugträger symbolischen Geleitschutz? Dies ist ein
Ausdruck davon, dass der französische und der deutsche Imperialismus ein
Zeichen setzen wollen, dass sie gemeinsam präsent sind und sich nicht dem
amerikanischen oder dem russischen Imperialismus „unterwerfen“ wollen,
sondern  eine  eigenständige  Macht  darstellen,  die  auch  direkt
Alleingeltungsanspruch  auf  das  Mittelmeer  erhebt.
In dieses Bild passt auch die Ausweitung des Bundeswehr-Auslandseinsatzes
in Mali.  In das Land im Norden Afrikas sollen bis zu 1200 Soldat_Innen
geschickt werden. Hier wird als Begründung von der Kriegsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) aufgeführt, dass man Frankreich im „Kampf gegen den
Terror“ unterstützen wolle, das dort schon seit Januar 2013 angeblich gegen
den Terrorismus kämpft.

Für  all  diese  Ziele  braucht  man  natürlich  Menschenmaterial.  Nach  der
Abschaffung der Wehrpflicht  hat Deutschland einige Probleme, genügend
Soldat_Innen für ihren Krieg zu finden. Daher hat sie eine groß angelegte
Bundeswehrkampagne gestartet, die erst nur Prävention war, ihr jetzt aber
in die Hände spielt. Unter dem Motto „Mach, was wirklich zählt“ wird mit
über 30.000 Plakaten, 5.000.000 Postkarten und Riesenpostern in 11 Städten
in Deutschland für die Kampagne geworben.  Dabei  soll  mit  reaktionären
Slogans wie „Nach der Schule liegt dir die Welt zu Füßen, halte sie sicher“
oder „Kriegsherde löschst du nicht mit Abwarten und Tee trinken“ für über
4000 Jobs bei der Bundeswehr geworben werden. Diese 10 Millionen Euro
schwere Kampagne ist aus Sicht des Kapitals auch sehr erfolgreich. Während
man  2013  noch  etwas  über  1000  unter  18-Jährigen  zum  Militärdienst
einziehen  konnte,  rechnet  man  nun  mit  bis  zu  2700  minderjährigen
Soldat_Innen.

Der  deutsche  und  der  französische  Imperialismus  wollen  sich
zusammenfassend als Machtfaktor im Nahen Osten etablieren und so stärker
an  der  zukünftigen  Neuaufteilung  des  Gebietes  beteiligt  sein.  Um  ihr
Säbelrasseln zu legitimieren, nutzen sie die Anschläge von Paris. Dadurch,
dass  die  Armeen  der  Imperialist_Innen  in  Syrien  kämpfen,  können  sie



behaupten, dass sie den IS bekämpfen und etwas in den Herkunftsländern
gegen die „Flüchtlingswelle“ machen. Dass ihre Lösung reaktionär ist, zu
mehr  Geflüchteten  führt,  letztendlich  auch  für  das  Aufkommen  des  IS
verantwortlich  ist  und  es  um  reine  Vertretung  von  geostrategischen
Interessen geht, spielt bei der Legitimation keine Rolle. Man will nur den
„demokratischen“ und „friedlichen“ Schein bewahren.

Ausnahmezustand und Repression

Wie  oben  kurz  angerissen,  wurde  nach  dem  Attentat  in  Paris  ein
Ausnahmezustand ausgerufen. Das ist selbst für eine bürgerliche Demokratie
sehr selten. Das bis jetzt einzige Mal war während des Algerienkriegs in den
50er und 60er Jahren.  Dabei  wurden über 200 Aufständische gegen den
imperialistischen  Terror  von  den  französischen  Bullen,  der  Gendarmerie,
erschossen,  gefoltert  und  hingerichtet.  Neben  diesem  bis  jetzt  einzigen
frankreichweiten  Ausnahmezustand  wurde  dieses  Mittel  auch  schon  auf
regionaler Ebene, wie zum Beispiel 2005 bei den Jugendaufständen in den
Pariser Vorstädten, eingesetzt. Man sieht also, dass die Ausnahmezustände
bis  jetzt  nur  ausgerufen  wurden,  um Aufstände  niederzuhalten  oder  die
bürgerliche Demokratie gegen Befreiungskämpfe oder andere Angriffe zu
verteidigen.

Ein Ausnahmezustand kann in Frankreich per Dekret, also einem von dem
Staatsoberhaupt  erlassenen  Beschluss,  maximal  12  Tage  bestehen.
Ansonsten  muss  das  Parlament  dem  Ausnahmezustand  per  Gesetz
zustimmen. Dies ist am 26. November passiert. Der sogenannte Linksblock
um  die  „Parti  socialiste“  (Sozialistische  Partei),  die  stalinistische
Kommunistische Partei Frankreichs (KPF) und die Linkspartei (PG) haben bis
auf drei Ausnahmen dafür gestimmt, den Ausnahmezustand auf drei Monate
zu verlängern. Dies stellt einen klaren Burgfrieden mit dem französischen
Kapital und einen Verrat an ihrer Mitgliederbasis dar und ist aufs Schärfste
zu verurteilen und zu bekämpfen!
Dadurch können massive Angriffe gegen „Systemgegner_Innen“, also Linke



gefahren  werden.  Neben  den  Tatsachen,  dass  die  Bullen  ohne
Durchsuchungsbefehl  willkürlich  jede  Wohnung  durchsuchen  dürfen  und
systemfeindliche  Organisationen  und  Parteien  leicht  verboten  werden
können,  gibt  es  auch  massive  Angriffe  auf  die  Versammlungsfreiheit:
Demonstrationen  und  Saalversammlungen  sind  verboten  und  können
geräumt werden – und das mit der Begründung, keine Ziele für Terroristen
zu  schaffen.  Welche  Verlogenheit,  wenn  man  die  Versammlungsfreiheit
massiv  einschränkt,  aber  die  öffentlichen  Plätze  und  Geschäfte  weiter
geöffnet  bleiben!  Des  Weiteren  dürfen  die  Bullen  eine  Ausgangssperre
verhängen,  das  Betreten  von  bestimmten  Gebieten  untersagen  und
willkürlich Menschen festnehmen.  Ein  Wunder,  dass  sie  die  Freiheit  der
Presse, wie in den 50ern, noch nicht eingeschränkt haben.

All  diese  Maßnahmen stellen  für  die  Klasse  der  Lohnabhängigen keinen
Schutz vor dem möglichen Terror durch den IS dar, sondern sind Angriffe auf
die Rechte der Arbeiter_Innenklasse! Die Demokratie der Arbeiter_Innen und
Jugendlichen kann man nicht anhand von „Freiheiten“ und „Offenheit“ von
Parlamenten feststellen,  sondern über  die  Versammlungs-,  Organisations-
und Pressefreiheit. Durch diese können sich Arbeiter_Innen und Jugendliche
erst organisieren und ihre Forderungen auf die Straße tragen. Diese wurde
durch den Ausnahmezustand aufgehoben und ist damit ein direkter Angriff
auf die Demokratie.

Die Folgen des Ausnahmezustands hat die Arbeiter_Innenklasse schon zu
spüren bekommen. In Paris wurde eine recht kleine Demonstration der NPA
(Neue antikapitalistische Partei) während des Ausnahmezustandes
gewaltsam  aufgelöst  und  von  den  Bullen  außergewöhnlich  repressiv
behandelt.  Verschlimmert hat sich die Situation an dem Wochenende der
Klimakonferenz: Nachdem der Protest gegen eine Klimakonferenz verboten
wurde und viele nur bei symbolischen Aktionen blieben, hat sich die NPA
richtigerweise  dazu  entschieden,  trotzdem  gegen  die  Konferenz  zu
demonstrieren. Dabei wurden mehr als die Hälfte der 500 DemonstrantInnen
festgenommen und über Nacht in Zellen gesteckt.
Doch nicht nur in Frankreich und Belgien wurden die Anschläge auf Paris als



Vorwand für reaktionäre Gesetze und Aktionen benutzt.  Neben der oben
beschriebenen  imperialistischen  Invasionen  in  den  Nahen  Osten  fordern
deutsche  Bullengewerkschaften  die  sogenannte  Vorratsdatenspeicherung,
die  eine  Totalüberwachung  des  Internets  darstellt,  die  es  in  Frankreich
bereits gibt (!) und die absolut nichts gegen den IS-Terror genutzt hat.

Auch der EU-Digitalkommissar Günther Oettinger ist der Meinung, dass eine
bessere Überwachung notwendig sei  und behauptet,  dass „gerade wir in
Deutschland […] endlich unser Grundmisstrauen gegenüber Geheimdiensten
ablegen (sollten)“  und stößt  mit  anderen  bürgerlichen PolitikerInnen ins
Horn der Totalüberwachung.

Was tun gegen Krieg und Repression?

All diese Dinge sind schlimm und „scheiße“, aber das heißt nicht, dass sie in
Stein gemeißelt sind. Wie in dem Artikel schon ein paar Mal angeschnitten,
gibt es Protest und Widerstand. Dies ist unserer Meinung nach die richtige
Antwort. Die NPA hat als einzige linke Kraft in Frankreich richtig auf den
Ausnahmezustand reagiert und dagegen demonstriert. Auch wenn die Protest
wegen der geringen Größe der NPA recht klein geblieben sind, waren sie ein
wichtiges Signal.

Auch Demonstrationen gegen Krieg und Militarismus sind wichtig. So haben
in Essen bei einer Demonstration der Linkspartei fast 1.000 Menschen gegen
den NATO-Kriegsrat, der dort getagt hat, protestiert. Konferenzen, auf denen
sich Organisationen und AktivistInnen besprechen, welche Perspektive und
welche Praxis gegen den Militarismus und die Repression nötig ist, halten
wir für gut und richtig.

Doch es kann nicht bei kleinen, lokalen Aktionen bleiben. Es muss eine breit
angelegte,  internationale  Kampagne aller  Organisationen geben,  um dem
Militarismus und der Repression entgegen zu treten. Diese muss sich auf die
Klasse der Lohnabhängigen stützen. Daher müssen wir alle Arbeiter_Innen,



die  bei  den sozialdemokratischen und stalinistischen Parteien organisiert
sind,  dazu aufrufen,  mit  deren Politik  der „Nationalen Einheit“,  d.h.  den
Zusammenhalt der nationalen Bourgeoisie mit dem „nationalen“ Proletariat,
der  Sozialpartnerschaft  und  der  direkten  oder  indirekten  Unterstützung
imperialistischer Kriege zu brechen. Diese Politik ist nicht in Ihrem Interesse
und sie werden von ihrer Führung objektiv verraten. Allerdings sollte man
auch  nicht  den  Fehlschluss  ziehen,  dass  alle,  die  sozialdemokratisch
organisiert  sind,  nicht  willkommen  sind,  weil  ihre  Partei  den  Krieg
unterstützt.  Alle,  die  gegen Krieg und für  Demokratie  sind,  müssen ihre
Gewerkschaften, Parteien und Organisationen vielmehr dazu drängen, mit
„Nein“  gegen  den  Krieg  zu  stimmen.  Diese  Einheitsfront  könnte  auch
deutlich besser auf die Bundeswehrkampagne reagieren, als es jetzt der Fall
ist, da es nur lokale, sich nicht auf Masse stützende Aktionen gibt.

In die kommenden Mobilisierungen, auch wenn wir uns keine Illusion über
deren Größe machen, wollen wir folgende Forderungen hineintragen:

Nein zu jeder Intervention in Mali, Syrien und dem Irak durch die
Bundeswehr und die französische Armee! Alle ausländischen Truppen
und  Besatzer_Innen,  egal  ob  USA,  Deutschland,  Frankreich,
Arabische  Emirate,  Türkei  oder  Russland  raus  aus  den  Ländern!
Für  eine  internationale  Solidaritätsbewegung mit  den Kurd_Innen
und  allen  fortschrittlichen  Kräften,  die  gegen  IS  und  Besatzung
kämpfen!  Bedingungslose  Hilfe  für  die  Befreiungskämpfe,  statt
verlogener  „Kampf  gegen  den  Terror“!
Nein  zum  Ausnahmezustand!  Sofortige  Wiedereinführung  der
Versammlungs-  und  Demonstrationsfreiheit  in  Frankreich  und
Belgien! Nein zur Aufhebung von demokratischen Rechten! Nein zu
allen (neuen) Überwachungs- und Repressionsmaßnahmen, wie z. B.
der Vorratsdatenspeicherung!
Schluss mit allen Rüstungsexporten der westlichen Imperialist_Innen
an  die  Türkei  oder  die  arabischen  Staaten  und  des  russischen
Imperialismus an das Assad-Regime!
Nein zur rassistischen Spaltung! Der Terroranschlag in Paris darf



keine  Legitimation  für  rassistische  Spaltung  und  Terror  gegen
Refugees sein! Offene Grenzen und Bleiberecht für alle! Für eine
Bewegung von Arbeiter_Innen,  Linken und Gewerkschaften gegen
rassistische Gesetzte und Bewegungen auf der Straße! Für das Recht
auf Selbstverteidigung gegen rassistische und faschistische Angriffe!

Anhaltende  Angriffe  auf  die
kurdische  Bevölkerung  in  der
Türkei
VON SVENJA SPUNCK

Panzer in Diyarbakir

Im Osten der Türkei herrscht Krieg – und das nicht erst seit zwei Wochen.
Bereits seit den Wahlen im Juni tyrannisiert das türkische Militär nicht nur
die dortige Bevölkerung, sondern bombardiert auch Menschen im Nord-Irak
und in Syrien. Dabei geht es vor allem um die Zerschlagung der kurdischen
Unabhängigkeitsbewegung,  deren  größte  Organisationen  die  PKK  in  der
Türkei und die PYD in Nord-Syrien sind. Der Waffenstillstand zwischen der
türkischen Regierung und der  PKK wurde von Seiten der  Regierung für
beendet erklärt.  Es herrscht seitdem regelrechter Bürgerkrieg in Städten
und Dörfern, weit entfernt vom westlichen Ankara oder Istanbul.

Obwohl die Unterstützung für die kurdische Nationalbewegung abgenommen
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hat, wie man an den Wahlen erkennen konnte, erklärte die PKK Nusaybin,
Diyarbakir und Sirnak zu autonomen Regionen. Die aus den Wahlen gestärkt
hervorgegangene  AKP  will  sich  das  natürlich  nicht  gefallen  lassen  und
verhängt täglich Ausgangssperren in diesen Gebieten. Seit August gab es
bereits 52 Sperren, von denen 1,5 Millionen Menschen betroffen waren. Wer
sich dennoch auf die Straße wagt, und sei es nur, um bereits Verwundete ins
Krankenhaus zu bringen, muss mit Erschießung rechnen. Bisher verloren 140
Zivilist_innen  ihr  Leben.  Kein  Tag  vergeht,  an  dem  die  kurdischen
Nachrichten nicht von toten Jugendlichen berichten, kein Tag, an dem die
türkischen Medien nicht von angeblich kurdischen Terroristen sprechen.

Am 28. November wurde der kurdische Anwalt Tahir Elçi auf offener Straße
in Diyarbakir erschossen, unmittelbar nachdem er bei einer Pressekonferenz
erklärte, dass die PKK für ihn keine Terrororganisation sei und er wegen
seiner  Meinung  viele  Todesdrohungen  bekomme.  Obwohl  die  Schießerei
gefilmt wurde, ist bis jetzt nicht klar, wer Elçi tatsächlich ermordet hat. Doch
eins steht fest: Er wurde ermordet, weil er die Unterdrückung der kurdischen
Bevölkerung  anprangerte  –  ob  nun  durch  die  türkische  Regierung  oder
faschistische Banden.

In den letzten Tagen ist die Lage weiter eskaliert. Auf eine Ausgangssperre
folgt die nächste und Panzer rollen durch die Straßen von Diyarbakir, wovon
besonders die Nacht vom 14. zum 15. Dezember bisher am beunruhigendsten
war.  Der  türkische  Staat  forderte  per  SMS  Lehrer_innen  und  auch
Gesundheitspersonal dazu auf, die kurdischen Städte zu verlassen und in ihre
türkischen  Heimatstädte  zu  fahren.  Diesem  Aufruf  folgten  viele;  nur
organisierte Gewerkschafter_innen und Kurd_innen blieben vor Ort, da die
Gewerkschaften DISK und KESK in den Regionen zum Streik aufgerufen
hatten. In der Türkei ist es gängige Praxis, regierungsnähere Türk_innen als
Lehrer_innen in kurdische Städte zu schicken. Dadurch soll  sichergestellt
werden, dass der Lehrplan eingehalten wird und keine kontroversen Themen
diskutiert werden. Nebenbei werden Schulen als Stützpunkte der Armee und
als Waffenlager genutzt. Dies führt daher in der kurdischen Bevölkerung zu
einer berechtigten Angst vor einem Massaker, bei dem es möglichst wenig



Zeug_innen geben soll.

Regierungschef  Ahmed Davutoglu ließ verlauten,  dass  auch er  nicht  von
Ausgangssperren  begeistert  sei,  diese  jedoch  dem  Schutz  der
Zivilbevölkerung dienen würden. Wenn es erforderlich sei, so fuhr er fort,
würde man jedoch Haus für Haus „von Terroristen säubern“.
Sein Zynismus kennt kaum Grenzen. Seiner Logik zufolge bedrohen nicht
Angriffe der Armee die Zivilist_innen, sondern dass die PKK Wohnhäuser als
Stützpunkte nutzen könnte und somit die dort Wohnenden gefährden würde.

Gleichzeitig dürfen aber auch die strategischen und politischen Defizite der
PKK  nicht  übersehen  werden.  Sie  ist  nach  wie  vor  keine  irgendwie
demokratisch  organisierte  Kampfstruktur,  die  tatsächlich  den  kurdischen
Befreiungskampf zu einem Ziel führen könnte. Der Personenkult um Abdullah
Öcalan wird nach wie vor aufrecht erhalten; kurdische Jugendliche riskieren
Repressionen durch den türkischen Staat, wenn sie Kundgebungen für den
Inhaftierten organisieren, ohne dass dadurch ein tatsächlicher Fortschritt
erlangt werden kann. Vor allem aber hat diese Partei letztlich keine andere
strategische  Option  als  irgendwie  den  gescheiterten  „Friedensprozess“
wiederzubeleben.

Die aktuellen Ereignisse zeigen auch deutlich, dass es nach wie vor eine tiefe
Spaltung  im  Land  zwischen  Ost  und  West,  zwischen  Land  und  Stadt,
zwischen Kurd_innen und Türk_innen gibt – auch in der Linken. Die bis vor
kurzem  noch  hoffnungsvoll  betrachtete  HDP  äußert  sich  kaum  zu  den
Geschehnissen, ruft symbolisch zum Frieden auf, ohne die Schuldigen des
Krieges zu benennen und praktische Schritte zu unternehmen. Einige ihrer
Abgeordneten fuhren in die betroffenen Gebiete und wurden ebenfalls von
Sicherheitskräften  angegriffen.  Diesem  folgt  jedoch  nicht  mehr  als  eine
empörte Rede im Parlament,  welche die Mehrheit  der AKP-Abgeordneten
wohl recht wenig interessiert.



Die  HDP beweist  nun  traurigerweise,  was  viele  Linke  und  sozialistische
Gruppen über sie sagen: sie sei ein Wahlbündnis gewesen und mehr nicht.
Was  sie  jetzt  fordern  sollte,  sind  der  sofortige  Abzug  des  gesamten
türkischen Militärs aus dem Osten des Landes sowie die Einstellung der
Angriffe auf Syrien und den Irak. Eine politische und soziale Alternative muss
her; die von der PKK verfolgte Guerilla-Taktik alleine wird die Spaltung des
Landes nicht überwinden, geschweige denn stellt sie ein wirklich effektives
Mittel gegen die hochgerüstete türkische Armee dar.

Demokratische  Selbstverteidigungsstrukturen  der  Bevölkerung  –  von
Kurd_innen  bis  Türk_innen  –  müssen  gegründet  werden,  um  sich  dem
Staatsterror der Erdogan-Regierung entgegenzustellen. Dies kann jedoch nur
ein  kurzfristiges  Mittel  darstellen  im  Kampf  gegen  die  Regierung.  Die
türkischen  wie  kurdischen  Arbeiter_innen  und  Jugendlichen  müssen  eine
revolutionäre  politische  Alternative  in  Form  einer  revolutionären
Arbeiter_innenpartei  aufbauen.  Diese  könnte  auch  den  kurdischen
Widerstand im Osten mit dem Westen des Landes effektiv verbinden und so
die Stützen des Erdogan-Regimes wirklich erschüttern, den Kampf zu dem
machen, was er ist: nicht nur ein Kampf der Kurd_innen gegen die AKP-
Regierung,  sondern  ein  Kampf  der  Arbeiter_innenklasse  gegen  ihre
Unterdrücker.

Rechter Terror in Israel
Von MARVIN SCHUTT

Anfang August drangen 4 israelische Siedler nachts in das palästinensische
Dorf Duma ein, um dort ihren Anspruch auf deren Land geltend zu machen.
Gemäß ihres religiösen Rechtes, das nur jüdisches Leben im biblischen Judäa
und  Samaria  (Westjordanland)  vorsehe,  zündeten  die  4  rechtsextremen

https://onesolutionrevolution.de/rechter-terror-in-israel/


Männer  ein  Wohnhaus  einer  palästinensischen Familie  ein,  wobei  ein  8-
Wochen altes Kind und dessen Eltern in den Flammen ums Leben kamen. Die
Gewalttat blieb nicht folgenlos: Großdemonstrationen in Israel und militante
Proteste  in  den  besetzten  palästinensischen  Gebieten  veranlassten
Premierminister  Benjamin  Netanjahu  (ein  jahrzehntelanger,
vertrauenswürdiger Freund der Siedlungsbewegung) den Mordanschlag als
„Jüdischen Terror“ zu bezeichnen und Reaktionen anzukündigen.

Nichts Neues!

Die Krokodilstränen, von Netanjahu und Co., können jedoch getrost im Klo
heruntergespült  werden.  Brennende Moscheen und Kirchen,  Angriffe  mit
Schusswaffen, Brandanschläge auf Felder und Plantagen, sowie rassistische
Graffitis  mit  dem Schriftzug  „Arabs  to  the  gas  chambers“,  gehören  seit
Jahrzehnten zum Alltag der Besatzung. In den wenigsten Fällen aber wird
gegen die  Täter_innen  von  israelischer  Seite  ermittelt,  geschweige  denn
werden  Strafen  ausgesetzt.  Stattdessen  werden  die  Siedler_innen  vor
palästinensischen Gegenreaktionen von der Armee beschützt. Angriffe von
palästinensischer  Seite  werden  dagegen  mit  massiver  Repression,
angefangen bei Haftstrafen ohne Gerichtsprozess, bis hin zu Kollektivstrafen
und  Häuserzerstörungen,  geahndet  –  Hoch  lebe  der  israelische
„Rechtsstaat“!

Siedlungsbau

Um den  Besitz,  der  im 6-Tagekrieg  1967  eroberten  Gebiete  zu  sichern,
ermutigte  die  damalige  Regierung  die  israelische  Zivilbevölkerung  mit
stattlichen  Subventionen  dazu,  in  die  eroberten  Gebiete  zu  ziehen.  Die
entstandenen  Siedlungen  rangen  um  strategisch  wichtige  Gebiete  und
Wasserquellen.  Sie  sollten  zudem  als  Pufferzone  für  angreifende
Nachbarstaaten  dienen.  Die  israelische  Bourgeoisie  erkannte  das
Profitpotential  der Besatzung und verlegte viele Produktionsstandorte ins
besetzte  Westjordanland,  um  sich  dort  mit  billiger  palästinensischer



Arbeitskraft,  fernab  von  jeglichen  Arbeitsrechten,  die  Taschen  voll  zu
machen. Die Leiharbeitsfirmen, die die palästinensischen Arbeiter_innen an
die Siedlungen vermitteln, gehören übrigens in vielen Fällen hochrangigen
Funktionär_innen  der  palästinensischen  Autonomiebehörde,  die  sich
ebenfalls  an  der  Besatzung  bereichern.
Bis heute leben 350 000 Siedler_innen im Westjordanland und weitere circa
200 000 in Ost-Jerusalem. Der Siedlungsbau hat jedoch auch innerhalb der
israelischen Bourgeoisie seine Kritiker_innen gefunden: Während die Profite
einiger israelischer Kapitalfraktionen weiterhin von der Besatzung abhängig
sind, hat die internationale Solidaritätsbewegung, die Appelle der UN, sowie
der Druck der USA, die sich nun auch Israels arabischen Nachbarstaaten
immer  weiter  annähern,  einen  anderen  Teil  der  Bourgeoisie,  zu
Zugeständnissen an die palästinensische Seite gezwungen und eine Spaltung
der  herrschenden  Klasse  bewirkt.  Ausdruck  dessen  war  der  scharfe
Wahlkampf zwischen dem rechtsextremen „Likud-Wahlblock“ und der von
der  Arbeitspartei  geführten  „Zionistischen  Union“.  Die  Gründung  eines
palästinensischen Staates stand jedoch für keine der Fraktionen zur Debatte.

Angriffe innerhalb Israels

Auch vor anderen Jüdinnen und Juden macht der rechte Terror in Israel
keinen Halt: Während israelische Anti-Kriegsaktivist_innen fortwährend von
Nationalist_innen angegriffen werden und sogar persönliche Morddrohungen
erhalten, wurde die israelische Gay-Pride (eine Demonstration für die Rechte
von  Homosexuellen)  diesen  Monat  zum  wiederholten  Male,  von  ultra-
orthodoxen  Attentäter_innen  angegriffen,  wobei  6  Teilnehmer_innen  mit
einem  Messer  niedergestochen  wurden.  Auch  äthiopische  Jüdinnen  und
Juden sind innerhalb Israels massiver struktureller Benachteiligung, rechten
Gewaltakten  und  rassistischen  Polemiken  ausgesetzt.  Nach  wiederholten
Angriffen  durch  Polizeikräfte,  entfachten  sich  im  Sommer  dieses  Jahres,
militante  Massenproteste  äthiopischer  Jüdinnen  und  Juden,  die  auf  ihre
Situation aufmerksam machten und sich gegen die Angriffe zu Wehr setzten.

Gegenwehr!



Dass der israelische Staat und seine Organe keinen Schutz bieten kann und
die  Terrorist_innen  oft  aus  seinen  eigenen  Reihen  stammen,  zeigen  die
Erfahrungen  der  Palästinenser_innen  aus  dem  Westjordanland,  der
Antikriegsbewegung aus Tel Aviv oder der äthiopischen Jüdinnen und Juden.
Schutz  vor  Angriffen können nur eigene Selbstverteidigungskomitees  der
Betroffenen bieten. Die selbst gegründeten Verteidigungspatrouillen, die die
palästinensischen Dörfer nachts gegen Siedler_innenangriffe schützen, sind
bereits ein erster wichtiger Schritt dahin. Von großer Bedeutung ist jedoch
der gemeinsame Kampf von Palästinenser_innen, Jüdinnen und Juden. Beide
sind  vom rechten  Terror  und  der  Repression  des  Staates  betroffen  und
werden sich nur Schulter an Schulter gegen diese zur Wehr setzen können.
Solche multiethnischen Selbstverteidigungseinheiten, könnten nicht nur in
der  Lage sein sich gegen die  Angriffe  der  Rechtsextremen zur  Wehr zu
setzten, sondern auch, in Form einer Arbeiter_innenpartei,  als wirksames
Gegenmachtorgan,  den  israelischen Staat  und seine  Verwalter_innen der
Besatzung,  herausfordern.  Ziel  dabei  muss  stets  die  Überwindung  der
rassistischen Spaltung, die Entmachtung der herrschenden Klasse und die
Gründung eines gemeinsamen Staates sein. Dieser muss, auf der Grundlage
einer demokratischen Wirtschaftsplanung durch Arbeiter- und Bauernräte, in
der Lage sein können, allen Minder- und Mehrheiten ihre demokratischen
Rechte zu gewähren.

REVOLUTION vor Ort #1

Fulda: Kundgebung gegen reaktionären
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Kongress
Von REVOLUTION Fulda

In Fulda fand vor kurzem der Kongress „Freude am Glauben“ statt. Dabei
wurde offen für homo-, bi- und transgenderfeindliche Ideologien geworben.
Gegen  diesen  Kongress  hatte  sich  auch  Protest  organisiert  an  welchem
REVOLUTION Fulda sich beteiligte. Unter dem Motto „Fulda ist bunt“ hatten
sich ca. 30 Menschen versammelt um vor dem Esperanto zu demonstrieren.
Gleich  am Anfang  tauchten  einige  alte  Männer  und  Pfaffen  auf  um die
Kundgebung  mit  ihren  Kameras  zu  fotografieren.  Unsere  Kundgebung
begann mit einer guten und informativen Rede, die hauptsächlich aufklären
wollte. Es kamen nach und nach jüngere Gläubige und auf Grundlage unseres
Flyers, den wir verteilt hatten, kam zu einigen Diskussionen. Einige junge
Menschen wollten den Kongress verteidigen und haben sich relativ klar von
dem offenen Hetzen gegen LGBTIQ-Personen und auch von Hetze gegen
Geflüchtete  distanziert,  aber  die  bürgerliche  Familie  verteidigt  und
behauptet,  dass  „man  leider  nicht  alle  aufnehmen  könnte“.

Auch wenn uns bewusst ist, dass kleine Kundgebungen nicht ausreichend
sind um effektiv gegen Diskriminierung von LGBTIQ-Personen zu kämpfen,
sehen wir die Kundgebung als kleinen Erfolg an.

Suhl:  Störaktion  gegen  den
Naziaufmarsch
Von Revolution Berlin/ Fulda

Am 17.  August  lief  Südiga  nach  ihrer  Sommerpause  wieder  auf.  Neben
Genoss_innen  von  REVOLUTION  Fulda,  waren  auch  Genoss_innen  von
REVOLUTION Berlin dabei um gegen die Neonazis zu demonstrieren. Der
Kundgebungsort  der  Nazis  war  direkt  vor  einer  Aufnahmestelle  für
Geflüchtete angemeldet, was die Faschisten dazu veranlasste, ihre Reden auf



„Englisch“ zu halten. Highlights davon waren: „This ist not anymore funny“,
„The money is over“ oder „This Land is insolvent“

Die  Gegendemonstration,  welche  positiverweise  von  vielen  Geflüchteten
geprägt war, hatte die Redner der Faschos ausgebuht, beschimpft und mit
Parolen wie „Geflüchtete bleiben, Nazis vertreiben“ kommentiert. Der MDR
gab einem Geflüchteten die Möglichkeit sich in einem Interview zu äußern:
„Wir wollen hier leben, wir wollen hier bleiben. Wir wollen Frieden“ und
bringt  damit  die  simple  Hauptforderung  der  Geflüchteten  nach  einem
sicheren Leben gut auf den Punkt. Wir müssen jedoch klar feststellen, dass
die Mobilisierung der Linken sehr schlecht war. Mit 150 Leuten kann man
einen Naziaufmarsch nicht  blockieren und ist  einer derart  aktuellen und
politisch wichtigen Frage wie der Flüchtlingsproblematik nicht würdig. Hier
müssen  die  großen  Organisationen  der  Arbeiter_innenbewegung  gefragt
sein,  den  Aufbau  einer  antifaschistischen  Arbeiter_inneneinheitsfront
aufzubauen um koordiniert  und mit  Selbstschutz  gegen die  Angriffe  von
Faschisten  und  Rassisten  auf  Flüchtlinge  und  deren  Unterbringungen
vorzugehen.

Köln: Solidarität mit Griechenland
Von Revolution Bonn

Am  03.Juli  kam  es  in  Köln  zu  einer  Demonstration  im  Rahmen  des
europaweiten Aktionstages für OXI! und in Solidarität mit Griechenland statt.
Trotz der relativ kurzfristigen Entscheidung zur Demonstration waren ca.
600 Menschen auf der Straße, unter ihnen auch viele junge Griech_innen.

Wir von REVOLUTION waren auch mit einer kleinen Anzahl an Genoss_innen
vor Ort und konnten auf der Demonstration hunderte Flyer verteilen. Unsere
Flugblätter kamen vor allem bei Passant_innen gut an. Von der deutschen
Oma bis zum somalischen Geflüchteten. Gefreut hat uns auch, dass wir nicht
nur einmal nach einem größeren Stapel Flyer gefragt wurden um diese auch
noch an Freunde oder Familie weiterzugeben.



Wir sagen weiterhin OXI! Nein! No! Hoch die internationale Solidarität!

Lasst das Kapital und nicht die europäische Arbeiter_innenklasse und Jugend
die Krise bezahlen!

Resolution:  Refugees  Welcome,
fight the causes of flight!
International Resolution of REVOLUTION, October 2015

More  and  more  people  are  fleeing  the  civil  war  in  Syria  and  from the
breakdown of the Iraqi state. The refugee camps in Turkey and the states
surrounding Syria have been overrun way past their capacities for years but
recently pressure on the European states has increased as refugees make
their way into the imperialist heartlands.

The first signs could be seen in Lampedusa or Calais – in the last month
though the number of refugees has significantly surpassed the capacities of
the camps and registration infrastructure provided by the bourgeois states of
Europe. The barbed wire fences in Hungary and the other border states will
not stop people who have come so far to escape Assad’s barrel bombs and the
terror  of  ISIS.  Right  now there are  police  and military  stationed at  the
borders shooting teargas and rubber bullets at refugees trying to enter. The
Hungarian military has even received permission to use firearms in a non-
lethal way. That is what capitalist human rights look like when it comes down
to it. The imperialist core of the EU is trying to make it seem like this is just
Hungary’s right wing, nationalist government going buck wild. But looking at
the billions of Euros that have been invested into the Hungarian border this
is hard to believe. It is just the scenario easiest to sell to the public while
screening  heartening  pictures  of  individual  activists  who  are  trying  to
compensate for the shortcomings of the European governments, a task that

https://onesolutionrevolution.de/resolution-fluechtlinge-willkommen-fluchtgruende-bekaempfen/
https://onesolutionrevolution.de/resolution-fluechtlinge-willkommen-fluchtgruende-bekaempfen/


can not be accomplished by them. At the same time the EU is preparing more
coordinated military actions in the Mediterranean Sea to simply sink the
boats trying to cross over to Europe.

 

As a result of EU policy the hungarian government is now able to using the
current “refugee crisis” in order to push through a variety of anti democratic
and racist laws which will not only enable the hungarian police to search all
places where they suspect  illegal  immigrants without any sort  of  search
warrant. They have also now pushed through a law, making it a criminal
offence to enter hungary illegally and set up a system of speed trials in order
to deport and criminalize refugees. As an enormous number of refugees are
young people and children they are also legally treating 14 to 18 year olds as
adults to get rid of them. The ruling party in Hungary, FIDESZ under Viktor
Orban,  has been pushing through antidemocratic measures and austerity
policies in the last couple of years and has recently lost its absolute majority
in parliament[1]. Since the fascist party Jobbik are now the second strongest
parliamentary force in the opinion polls, almost catching up with Fidesz[2],
this might lead to a future coalition of Fidesz and Jobbik furthering the right
wing backlash.

The rest of the european countries is currently trying to make it look like
they have nothing to do with the actions of the military or FRONTEX at the
EU borders. The German and Austrian governments are praising their great
“welcoming  culture”,  while  closing  the  borders.  Especially  the  weapon
industries in Germany and France have profited from both the wars in Syria,
Ukraine and Africa and the investments into border security.

The ruling classes of Europe have also found another way to exploit the
precarious situation refugees are faced with when fleeing to countries like
Germany. It is no coincidence that capitalists are all of a sudden calling for a
work  permission  for  refugees,  the  welcoming  culture  is  limited  to  the
principle that refugees are welcome as long as capitalists are welcome to
exploit them. They hope to create a completely vulnerable, powerless strata
of the working class which they can exploit as much as possible. We fully



support the right of refugees to work and lead an emancipated life in the
countries they had to flee to, but we need to force the unions into organizing
a campaign in support of refugee rights as well as organizing refugees as
fellow union members and workers.

As for the war in Syria it  has also developed more characteristics of an
imperialist conflict.The US are bombing oil refineries and sometimes even
ISIS, the CIA tries to put forth a force acting in their interest, Russia is
exporting aircraft, battle tanks and even personnel to Assad and regional
powers such as Qatar and Saudi-Arabia are investing in the war as well. The
rigorous continuation of this brutal conflict has lead to a wave of of refugees
not matched in decades.

To meet the needs of these people, which is our duty since our wealth is
founded on their misery, we need to coordinate internationally. We need to
force the European governments into opening the borders, providing safe
passage for every refugee and organizing sea rescue initiatives. We need to
force  them into  providing  appropriate  housing,  food  and  healthcare  for
everybody. We oppose the idea of creating „nicer“ forms of detention camps
but we argue for the right of refugees to live in socially funded housing, not
segregated and hidden away from society but as an equal part of it. We need
to fight against racism, the growing right wing in Europe and the ongoing
attempts  to  divide  us.  Therefore,  we  also  oppose  every  concept  of
discrimination  between  economic  and  political  refugees  –  freedom  of
movement is everyone’s right, no matter if they are fleeing war, hunger or
poverty. We need to demand full citizenship for everyone, the right to vote, to
work, to live wherever they want and the right to organize.

Right now we see the individual effort of thousands of volunteers and their
great sacrifices all over Europe, which is admirable and a natural reaction to
the suffering of others. But it is not a possible solution. We need to address
the issues that are really responsible for this situation; the Assad regime
which has slaughtered tens of thousands and displaced countless more, the
imperialist  governments  and  economies  that  are  profiting  from  war,
exploitation and poverty and finally ISIS who are a creation of imperialist
interventions. We need to demand that they stand up to their crimes and pay



for them. The struggle for the refugees is not fought or won in the camps, at
the registration sites or borders. It must be brought to the streets, into the
imperialist centers if we want to solve it. The war that has been brought upon
the Syrian  or  Iraqi  people  needs  to  return  to  those  who caused it,  the
bourgeois class.

Though the demands we are raising against the governments of Europe are
based on the dire necessities of being a human, it would be foolish to expect
the bourgeois states to try to fulfill them as they attack the very base of their
power and wealth. The recent development, the crisis, shows with even more
vigor that we have all the right to do so. This tragedy cannot be ended until
we eradicate the real cause for it, the capitalist system. A social structure
based on ever growing exploitation of the majority of people has not the
potential to solve this crisis for it is the cause of it. If we want to help the
refugees, if we want to fight the rising racist and nationalist movements we
need fight capitalism as a whole and bring it down.

[ 1 ]
http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-02/ungarn-orban-verliert-popularitaet

[ 2 ]
http://www.spiegel.de/politik/ausland/ungarn-rechte-jobbik-partei-macht-auf-
nett-a-1031915.html

Türkei:  Das  Regime  will
Bürgerkrieg
Von Svenja Spunck

In den letzten Tagen spitzte sich die Situation in der Türkei drastisch zu. Im
ganzen Land wurden Parteizentralen der HDP angegriffen oder gar in Brand
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gesetzt. Gleichzeitig bilden sich faschistische und nationalistische Mobs, die
durch die Straßen laufen und pogromartig kurdische Geschäfte zerstören
und Menschen kurdischer Herkunft angreifen. Allein in zwei Tagen wurden
400  HDP  Büros  angegriffen.  In  Istanbul  wurde  ein  junger  Mann  sogar
erstochen, weil er an einer Bushaltestelle auf kurdisch telefonierte.

Der  Konflikt  zwischen  den  Kurd_innen  und  türkischen  Nationalist_innen
existiert zwar schon seit der Gründung der türkischen Republik, doch wurde
er in den letzten Jahren vor allem durch viele Zugeständnisse der Kurdischen
Arbeiterpartei PKK und ihrer politisch legalen Kraft, der BDP, „friedlicher“.
Doch nun müssen Menschen wieder Angst haben.

Seit dem Attentat von Suruç kommt es zu Massakern an der kurdischen
Bevölkerung im Osten des Landes, die Stadt Cizre ist komplett vom Militär
belagert, die Bevölkerung hat Ausgangssperre. Gleichzeitig greift das Militär
diejenigen an, die sich oder ihre Familien verteidigen wollen. Allein in der
Nacht, vom 10. zum 11. September, gab es 20 Tote.

Vor einigen Tagen machte sich eine Delegation von HDP-Abgeordneten auf
den Weg nach Cizre. Ihre Busse wurden von der Polizei gestoppt. Sie liefen
danach zu Fuß weiter, darunter auch die Vorsitzenden Figen Yüksekdag und
Selahattin Demirtas. Auf dem Weg über die Landstraße und den Fluss Tigris
wurde die Kolonne mehrmals von der Polizei angegriffen.

Erdogan und seine AKP nutzen die Konflikte gegen die Kurd_innen und in
den kurdischen Gebiete außerhalb der Türkei bewusst aus, um die HDP zu
delegitimieren,  sie im Idealfall  sogar zu illegalisieren und sich selbst  als
„stabilisierenden Faktor“ zu präsentieren.

Eine  „Politik  der  Spannung“  soll  Erdogan  helfen,  seine  bei  den  letzten
Wahlen  gescheiterte  Präsidialverfassung  erneut  durchzupeitschen.  Sei  es
über eine Mehrheit der AKP, einen Ausnahmezustand oder ähnliches. Es ist
jedenfalls  eindeutig,  dass  die  diktatorischen,  bonapartistischen  Züge  des
Regimes immer deutlicher hervortreten – und der Krieg gegen das kurdische
Volk als Mittel dient, diese Entwicklung in den Augen zu legitimieren.



Die Strategie der HDP?
Demirtas  wirft  der  AKP und dem Staat  zurecht  Kriegstreiberei  und eine
bewusste Ausnutzung der Situation vor. Doch bleibt es bei mahnenden und
moralistisch abschellenden Worten. Die Führung der HPD hofft mit ihren
offiziellen  Stellungnahmen  zur  „Deeskalation“  beizutragen  und  sich  als
„Friedenspartei“  zu  halten  –  und  schwankt  so  zwischen  Opposition  und
Opportunismus.  Mit  der  Verkündung  der  Neuwahlen  wurde  eine
Übergangsregierung  gebildet,  die  aus  AKP,  einem  (von  seiner  Partei
deswegen ausgeschlossenen) MHP-Mitglied und zwei HDP-Abgeordneten (!)
besteht.

Während Demirtas unter den Kurd_innen die PKK-Guerilla verteidigt, ruft er
im  Parlament  zur  Niederlegung  der  Waffen  auf.  Dies  zeigt  das  ganze
Dilemma nicht nur der Politik der HPD, sondern letztlich auch der PKK, die
beide eigentlich den „Friedensprozess“ wieder beleben wollen, den Erdogan
längst aufgekündigt hat. Das AKP-Regime will keine Verhandlungen, sondern
die Kapitulation.

W a s  j e d o c h  d r i n g l i c h s t  g e b r a u c h t  w i r d  s i n d  z u m  e i n e n
Selbstverteidigungsstrukturen, nicht nur für die HDP Büros, sondern auch
für  den  Wähler_innen  und  Mitglieder,  die  auf  offener  Straße  attackiert
werden. Zum anderen muss aber auch die Debatte um die Perspektive des
kurdischen  Befreiungskampfes  vorangetrieben  werden.  Es  vergeht  kein
normales Gespräch unter den Menschen hier, das nicht nach fünf Minuten
zur politischen Debatte wird. Jede_r ist betroffen, jede_r spricht vom Krieg
und vom sehnlichen Wunsch nach Frieden und Menschlichkeit.

Doch diese kann nicht erbeten oder durch moralische Überlegenheit erreicht
werden.

Man muss klar Stellung beziehen und zwar für die der Unterdrückten, die
ihrer politischen Stimme beraubt werden. Der Selbstverteidigungskampf der
Kurd_innen ist legitim. Auch die HDP sollte sich klar dazu äußern, statt um
jeden  Preis  zu  versuchen,  bis  zu  den  nächsten  Wahlen  ihr  Mantra  des
unbewaffneten Widerstandes zu wiederholen.



Eine solche Position ist keineswegs mit einer Rückkehr zur Guerilla-Strategie
gleichzusetzen. Der aktuelle Krieg gegen das kurdische Volk kann letztlich
nur gestoppt werden, wenn Erdogan in der ganzen Türkei auf Widerstand
trifft, sprich wenn die städtische Arbeiter_innenklasse und alle unterdrückten
Schichten mobilisiert  werden,  mit  Massendemonstrationen auf die Straße
gehen, wenn die Gewerkschaften für Solidarität mit dem kurdischen Volk
eintreten, wenn politische Streiks organisiert werden, wenn gegenüber den
türkischen Soldaten agitiert  wird,  sich  nicht  als  Kanonenfutter  Erdogans
missbrauchen  zu  lassen.  Nur  wenn  die  türkischen  Arbeiter_innen  ihre
Gefolgschaft  oder  jedenfalls  passive  Hinnahme  der  AKP-Politik  und  des
türkischen  Nationalismus  aufkündigen  und  den  kurdischen  Massen
beistehen,  werden  sie  auch  in  der  Lage  sich,  sich  gegen  das  Joch  der
Ausbeutung und Unterdrückung Erdogans zu erheben.

Interview mit einem Aktivisten:
Rassismus,  Proteste  und
Widerstand in den USA
Seit  dem  vergangenem  Jahr  kommt  es  in  den  USA  immer  wieder  zu
Demonstrationen  mit  Ausschreitungen  und  Rebellionen  gegen  die
rassistische Polizei und Justiz. Auslöser sind größtenteils Gewalttaten oder
Morde an People of Colour (PoC), die regelmäßig geschehen und genauso
regelmäßig  ungestraft  bleiben.  Die  Opfer  sind  größtenteils  schwarze
Jugendliche  –  die  Täter  sind  Weiße,  häufig  Polizisten.

Die  Morde  sind  nur  die  Spitze  des  Eisberges  einer  systematischen,
politischen und ökonomischen Unterdrückung, der nicht-weiße Menschen in
den USA ausgesetzt sind. Über die fehlende Repräsentation in den Medien,
die  ungleichen  Bildungschancen,  der  rassistischen  Klassenjustiz  und
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besonders  der  ungleichen Bezahlung wird  geschwiegen.  2013 verdienten
schwarze Männer im Vergleich 25 % weniger als weißen – schwarze Frauen
verdienen übrigens 36 % und Latinas 46 % weniger.

Der  Kapitalismus  in  den  USA  hat  seit  seiner  Existenz  eine  rassistische
Unterdrückung und Ausbeutung von People  of  Colour  befördert  und die
Arbeiter_innenklasse entlang dieser ethnischen Linien gespalten.

Um  von  den  spontan  entflammten  Aufständen  zu  einem  Sturz  des
bürgerlichen Staates, seinen rassistischen Institutionen und des Kapitalismus
zu  kommen,  braucht  es  unserer  Meinung  nach  eine  Kraft,  die  dieser
Bewegung eine Perspektive zeigen kann – eine revolutionäre, multiethnische
Arbeiter_innenpartei  und  Jugendorganisation.  Da  eine  Organisation
allerdings nie frei von der gesellschaftlichen Prägung ihrer Mitglieder ist, ist
der Kampf gegen Rassismus innerhalb der Organisation ebenfalls notwendig.
Ein Caucus – eine Art Schutzraum für Menschen, die diskriminiert werden –
ist ein Mittel um konkrete Diskrimierungen zu bekämpfen.

Außerdem besteht die Notwendigkeit, dass die Probleme, die mit Rassismus
verbunden sind, sein Ursprung und sein Zweck offen thematisiert werden
müssen – sowohl innerhalb einer revolutionären Jugendorganisation, als auch
in  ihrer  Außenwirkung.  Sie  muss  die  antirassistischen  Kämpfe  mit
Antikapitalismus  verbinden  und  z.B.  darauf  pochen,  das  Arbeitskämpfe
gemeinsam geführt werden. Nur so kann ein Klassenbewusstsein geschaffen
werden, dass die rassistische Spaltung der Arbeiter_innen und der Jugend
überwindet.

Im Zusammenhang mit  der  antirassistischen Protesten  von  Baltimore  im
April führten wir ein Interview mit Stephen, einem Aktivisten der Baltimore
People’s Power Assembly. Die Proteste in Baltimore wurden durch den Tod
von  Freddy  Gray  ausgelöst,  welcher  in  Polizeigewahrsam  tödliche
Verletzungen  am  Rückenmark  erlitten  hatte.

Hallo, erzähl uns doch etwas über dich, wo du her kommst und was du
machst.

Hallo, ich bin Stephen Ceci und ich arbeite mit einer Organisation namens



Baltimore People’s Power Assembly (BPPA) zusammen. Meine Eltern waren
im SDS (Students for a Democratic Society) tätig und in der Black-Panther-
Bewegung aktiv.  Ich  selber  bin  seit  15  Jahren  aktiv.  Damals  wurde  ein
afrikanisch-amerikanischer Mechaniker von der Polizei zu Tode geprügelt,
weil er ein Auto auf der Straße reparieren wollte und Leute dachten er würde
es stehlen. Seine hinterlassene Freundin ist nun bei uns Mitglied.

Erzähl  uns  doch  etwas  über  das  BPPA,  eure  Forderungen  und
Geschichte.

Nachdem Trayvon Martin erschossen wurde (Todestag: 26. 2. 2012, Anm. d.
Red.), haben wir zusammen mit der durch Dr. King gegründeten Southern
Christian Leadership Conference eine Demonstration organisiert und 10.000
Menschen sind gekommen. Danach haben wir dann das BPPA gegründet um
gegen Polizeiterror, Rassismus und Massenverhaftungen aktiv zu werden.

Wir fordern gesellschaftliche Kontrolle der Polizei nachdem Model der Black
Panther Party aus 1971, dass heißt,  dass die Polizei  aus der Community
kommen soll, die sie schützt, der Polizeichef gewählt wird und es ein ziviles
Gremium gibt, dass die Polizei kontrolliert. Das ist eine Übergangsforderung,
als Schritt zur völligen Abschaffung der Polizei. Außerdem kämpfen wir für
einen Mindestlohn von 15$ und für das Grundrecht auf eine Gewerkschaft.

Auf der organisatorischen Ebene versuchen wir mit dem BPPA den Prototyp
eines  Sowjets  zu  schaffen,  weil  ein  Großteil  der  Bevölkerung  jegliches
Vertrauen in die Institutionen des bürgerlichen Staates verloren hat.

Kannst du uns etwas über die Polizeigewalt erzählen, die ihr jeden
Tag erleben müsst?

Nun ja ich selber bin noch nicht von der Polizei angegriffen worden, aber in
den vornehmlich afroamerikanischen Bezirken sagt  einem die Polizei  oft,
man dürfe hier nicht sein und muss sofort verschwinden. Ich hatte mal eine
Freundin, die in so einem Bezirk lebte. Da musste ich das mehrmals täglich
über mich ergehen lassen. Außerdem gibt es eine Praxis namens „stop-and-
frisk“, das heißt, dass die Polizei dich immer und überall anhalten und nach
Drogen durchsuchen darf. Das machen die auch.



Vor 3 Jahren wurde zum Beispiel ein Mann von Knockers, Undercover-Cops,
erdrosselt, die behaupteten er wollten Drogen runter schlucken. Die Autopsie
zeigte, dass dies nicht der Fall war, aber trotzdem wurden die Polizisten nie
vor Gericht gestellt. Es gibt unzählige dieser Geschichten hier. Ich hab sogar
von Kindern, 11-jährigen, gehört, die von der Polizei aufgelesen, bedroht und
in fremden Stadtteilen wieder abgesetzt wurden. Einfach so.

Für viele Leute ist die Polizei, wie eine Besatzungsarmee. Ein Großteil der
Polizei kommt nicht mal von hier. Sie fahren mit dem Auto 1-2 Stunden,
teilweise aus anderen Bundesstaaten an.  Ganz oft  sind die gewalttätigen
Polizisten nicht von hier.

Hat sich das Verhältnis zur Polizei nach dem Aufstand geändert?

Die Polizei gibt selber zu, dass sie ihre Arbeit nicht richtig machen kann, da
sie sofort von 30 Leuten umringt werden, sobald sie irgendwo auftauchen.
Ich glaube, dass sie da ein wenig übertreiben, aber es stimmt schon, dass die
Menschen noch skeptischer geworden sind.

Das möchte ich an dieser Stelle noch einmal klarstellen, da die Rebellion in
den Medien falsch dargestellt wird. Dies war ein Aufstand der Ärmsten und
am  stärksten  Unterdrückten,  hauptsächlich  junge  Schwarze.  Bei
Plünderungen, die stattfanden, ging es um lebensnotwendige Dinge. Ich hab
gesehen wie Menschen Essen und sogar Windeln aus dem Supermarkt geholt
haben. Was in den Medien nicht erwähnt wird ist, dass es Monatsende war
und die meisten Menschen kein Essen mehr hatten.

Gab  es  Unterstützung  von  Seiten  der  Gewerkschaft  und  Linken
Gruppierungen?

Leider  hat  die  Gewerkschaftsbewegung  in  vielerlei  Hinsicht  durch
Abwesenheit geglänzt. Es gab etwas Unterstützung, aber nicht so viel wie wir
gern gesehen hätten. Es war jedoch auch ein spontaner Aufstand und obwohl
die Linke diesen unterstützt hat, war sie nicht in der Lage ihn anzuführen,
uns eingeschlossen. Wir haben oft das Gefühl, dass gerade die Jugend sich
sehr bewusst über die Lage ist, jedoch nicht die Organisation hat um sich
dagegen zu wehren. Wir versuchen das zu ändern, haben aber noch eine



Menge aufzuholen.

Was hältst du für die wichtigsten Aufgaben der gewerkschaftlichen
und politischen Linken?

Ich glaube die Linke sollte stärker mit  der Black-Lives-Matter Bewegung
zusammenarbeiten.  Es ist  wichtig,  dass sie  sich mit  engagieren,  Einfluss
nehmen und vor allem diese Bewegung nicht alleine stehen lassen, die vom
bürgerlichen  Staat  gezogenen  Trennlinien  überwinden  und  gemeinsam
kämpfen!

Einleitung  von  Katherina  Singh,  Interview  von  Peter  Wolf,
REVOLUTION  Berlin

Parlamentswahlen in der Türkei
– ein bisschen Sand im Getriebe
Dies ist ein aktualisierter Artikel aus unserer aktuellen Zeitung, welche Ende
Juli – also vor Erdogans Krieg in Kurdistan und Syrien –  erschienen ist. Den
u r s p r ü n g l i c h e n  A r t i k e l  f i n d e t  i h r  h i e r :
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/parlamentswahlen-in-der-tuer
kei-ende-der-alleinherrschaft-erdogans-und-dann/

Die Parlamentswahlen in der Türkei am 07. Juni 2015 fanden vor einem
besonderen  politischen  Hintergrund  statt.  Die  AKP  (Adalet  ve  Kalk?nma
Partisi  –  Partei  für  Gerechtigkeit  und  Aufschwung)  prägt  seit  ihrer
Übernahme der Regierung vor 13 Jahren das Land mit ihrem islamistisch-
konservativen Kurs. Erst im Februar 2015 verabschiedete sie im Parlament
ein  neues  „Sicherheits“gesetz,  nach  dem  Demonstrationen  ohne
gerichtlichen Beschluss verboten und Polizisten auf Demonstranten schießen
dürfen. Um weitere repressive Gesetze beschließen zu können, plante Recep
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Tayyip Erdogan das Präsidialsystem einzuführen. Dafür wäre eine absolute
Mehrheit bei den nationalen Wahlen nötig gewesen.

Für  viele  Jugendliche  und  andere  sozial  Unterdrückte,  beispielsweise
Kurd_innen, Frauen, Alewit_innen1, Atheist_innen und Homosexuelle schien
jedoch eine neue Partei  der  ersehnte Hoffnungsträger zu sein.  Die  HDP
(Halklar?n Demokratik  Partisi  –  Demokratische Partei  der Völker)  ist  die
einzige Partei mit einer männlichen und weiblichen Doppelspitze und fordert
Gleichberechtigung und friedliches Zusammenleben für alle Menschen, die in
der  Türkei  leben.  Viele  Anhänger_innen  der  PKK  wählten  sie,  deren
politischer Arm BDP die HDP dominiert. Dieses Jahr trat die HDP das erste
Mal zu den Wahlen an und musste die 10 Prozent Hürde überwinden (im
Vergleich, in Deutschland sind es 5 Prozent) um ins Parlament einzuziehen.
Die HDP wurde als die gefährlichste Oppositionspartei dargestellt. Nicht nur
in  den  Medien  wurde  gegen  sie  gehetzt,  auch  gegen  ihre  Büros,  ihre
Wahlveranstaltungen und einzelne UnterstützerInnen gab es Anschläge, bei
denen Menschen getötet und schwer verletzt wurden.

Bis zuletzt war noch unklar, ob die HDP diese 10-Prozent-Hürde überwinden
würde, deshalb waren die erreichten 13,12 Prozent ein großer Erfolg, der in
der Türkei  ausgiebig gefeiert  wurde.  Die erste große Niederlage seit  13
Jahren musste jedoch die regierende AKP einstecken. Auch wenn sie mit 40,9
Prozent die Wahl klar gewonnen haben, müssten sie nun in einer Koalition
regieren. An erste Stelle käme dafür die MHP (Milliyetci Hareket Partisi –
Partei der nationalistischen Bewegung) in Frage. Dies ist eine nationalistisch-
faschistische  Partei,  die  bekannt  ist  für  ihre  militante  Verteidigung  des
„Türkentums“ und ihre Kompromisslosigkeit in der Kurdenfrage. Dass sie
über 5 Prozent mehr als bei den letzten Wahlen erhielt (von ca. 11 auf 16,3
Prozent) ist darauf zurück zu führen, dass sie sich als Bollwerk gegen die
kurdische  Bewegung  darstellten,  der  sie  die  Spaltung  des  Landes  und
Kooperation mit „Terroristen“ unterstellen. Die kemalistische2 Partei CHP
(Cumhurriyet Halk Partisi) ist nach wie vor zweitstärkste Partei im Parlament
und käme zwar auch als Koalitionspartner in Frage, jedoch geht keine der
anderen  Parteien  auf  ihre  Verhandlungsangebote  ein.  Die  Bildung  einer
Regierung ohne die AKP, die dann aus CHP-MHP-HDP bestünde, hielten viele



für  Ausgeschlossen,  jedoch  äußerten  sich  einige  HDP-Abgeordnete  einer
„Anti-Erdogan-Koalition“ gegenüber nicht nur ablehnend. Aus ihren Reihen
kamen  sogar  Stimmen,  die  eine  Regierung  aus  allen  Parteien,  also  der
„nationalen  Einheit“  befürworteten.  Falls  sich  bis  Mitte  August  keine
Regierung bildet, muss der Präsident zu Neuwahlen aufrufen. Dabei könnte
die HDP wichtige Stimmen verlieren, die es aktuell verhindern, dass Erdogan
das diktatorische Präsidialsystem einführen kann. Trotz seiner Niederlage ist
die  AKP nach wie  vor  mit  großem Abstand die  stärkste  Partei  und ihre
politische Macht darf auf keinen Fall unterschätzt werden! Von ihrer Seite
gibt es jedoch noch keinen klaren Favoriten für eine Koalition.

Vor allem im Osten, in den kurdischen Gebieten, ist die HDP die stärkste
Partei geworden. Obwohl sie auch Teile der türkischen Linken vereint und
diese zu ihrer Wahl aufgerufen haben, ist ihr Einfluss im Westen der Türkei
nach  wie  vor  sehr  gering.  Ihre  deutliche  Unterstützung  der  Kurd_innen
sammelt einige fortschrittliche Türk_innen in ihren Reihen und ist ein Ansatz,
um die nationale Spaltung in der Türkei zu überwinden. Jedoch lenkt dies
auch  ab  von  der  tatsächlichen  Spaltung,  die  zu  Unterdrückung  und
Ausbeutung führt: die Spaltung in Klassen. Nicht allein ob man türkisch oder
kurdisch ist, entscheidet über politische Fortschrittlichkeit. Die Jugendlichen
und die Frauen werden durch die patriarchale Familie überall unterdrückt.
Die  Arbeiter_innen  in  Ankara  werden  an  ihrem  Arbeitsplatz  genau  so
ausgebeutet wie die Arbeiter_innen in Mardin. Und an keinem Ort in der
Türkei  ist  es  leicht,  sich  als  homosexuell  zu  outen,  wie  die  aktuelle
Polizeirepression gegen die Gay-Pride-Parade zeigt.  Obwohl die HDP sich
offen  gegen  Frauenunterdrückung,  Ausbeutung  und  für  sexuelle  Freiheit
ausspricht,  geht  ihr  Programm nicht  an die kapitalistischen Wurzeln des
Problems. Sie hat letztlich einen kleinbürgerlichen Klassenstandpunkt, Teile
von ihr sind zudem kurdisch-nationalistisch eingestellt.

Natürlich muss man den Kampf der Kurd_innen gegen den türkischen Staat
unterstützen, der ihnen seit Jahren viele Rechte verwehrt, jedoch wäre ein
autonomer kurdischer Staat nicht automatisch ein sozialistischer, der frei ist
von all diesen Problemen. Ebenso wenig wird in keinem Parlament der Welt
jemals über die Enteignung, Vergesellschaftung und Arbeiter_innenkontrolle



von Produktionsmitteln abgestimmt werden.

Wie weiter?

Dass  es  gefährlich  ist,  abzuwarten,  welche  Regierung  sich  die  AKP
zusammen bastelt und in der Vorstellung zu verharren, dass Erdogan sich
moralisch belehren ließe, zeigt die aktuelle Lage. In den letzten Wochen
tauchten  immer  mehr  handfeste  Beweise  für  die  Zusammenarbeit  des
Türkischen und Islamischen Staates in den Medien auf. Die syrisch-kurdische
Stadt  Rojava  wurde  erneut  vom  IS  angegriffen,  dieses  Mal  sogar  von
türkischem Staatsgebiet  und Erdogan plant  eine Militärintervention nach
Syrien.  Gleichzeitig  bleiben  Proteste  in  der  Türkei  gegen  diesen
Kriegseinsatz  aus.

Für die Ziele, die die HDP erreichen will, ist ein politischer Klassenkampf,
sind Massenmobilisierungen notwendig. Der momentane Kurs der HDP, der
auf  eine  bloße  Reformierung  und  punktuelle  Veränderung  des  Staates
ausgerichtet  ist,  wird keine wesentlichen Erfolge erringen,  sondern statt
dessen zu einer großen Enttäuschung der Wähler_innen führen. Daher gilt es
für die linken, proletarischen, kämpferischen Teile in der HDP aktiv eine
Alternative zu dieser Politik zu entwickeln, einen Flügel aufzubauen, der für
eine revolutionäre Arbeiter_innenpartei kämpft – und damit auch für einen
Bruch mit der aktuellen Ausrichtung der HDP.

Dazu muss von der HDP gefordert werden, die sozialen Kämpfe im ganzen
Land voranzubringen und zu organisieren, die sich gegen die neoliberale
Wirtschaft richten, gegen die Unterstützung von reaktionären Kräften wie
dem Islamischen Staat und natürlich gegen die Unterdrückung sämtlicher
Minderheiten in  der  Türkei.  Sie  muss  dazu Aufrufen Aktionskomitees  zu
gründen, die die Proteste koordinieren und die Verbindung zur türkischen
Arbeiter_innenklasse suchen. Das türkische und kurdische Proletariat sollte
im Falle eines türkischen Einmarsch in Syrien oder einer Alleinherrschaft
Erdogans zum unbefristeten Generalstreik dagegen mobilisiert werden und
Streikkomitees  aufbauen.  Zudem  sollte  die  HDP  zum  Aufbau  von
Selbstverteidigungsstrukturen  der  Bewegung  aufrufen,  um  bspw.  Demos
gegen  die  Polizei  oder  Frauen  vor  Vergewaltigungen  zu  schützen.  Ein



wichtiger Teil der gesellschaftlichen Basis dafür findet sich bereits in der
Wählerschaft der HDP. Dieses große Potenzial, das vor allem in der Jugend
liegt, muss nun durch ein revolutionäres, sozialistisches Programm gebündelt
werden.

Wir sagen deutlich:

Kein Kriegseinsatz in Syrien! Keine Angriffe auf  Kurd_innen – in keinem
Land!
Keine Beteiligung der HDP an einer Regierung mit Nationalisten, Islamisten
und Faschisten!
Für einen säkularen Staat (Trennung von Staat und Religion)!
Aufbau  einer  landesweiten  Arbeiter_innenpartei  und  Kampf  um  ein
revolutionäres  Programm  in  dieser!

Tek yol- Devrim! One solution- Revolution!

Ein Artikel von Svenja Spunck & Mahir Gezmis, REVOLUTION Berlin

(1)Das  Alewitentum bezeichnet  eine  religiöse  Gruppe.  Es  gibt  zwar  eine
historische Verbindung zum schiitischen Islam, jedoch bezeichnen sich auch
viele Alewiten nicht als Muslime. Etwas 15 Prozent der Einwohner in der
Türkei  sind  Alewiten,  jedoch  sind  sie  dort  bis  heute  nicht  als  religiöse
Minderheit anerkannt.
(2) Der Kemalismus war die Staatsideologie der Türkei, die 1923 von Mustafa
Kemal  Atatürk gegründet  wurde.  Ein besonders wichtiger  Aspekt  ist  der
Laizismus,  also  die  Trennung  von  Staat  und  Religion,  aber  auch  der
Nationalismus, welcher sich gegen ein multiethnisches Staatskonzept richtet,
wie  es  im  osmanischen  Reich  bestand.  Der  Kemalismus  verankert  das
„Türkentum“ in der Verfassung, auf dessen Beleidigung Strafen erfolgen.
Durch diese Staatsideologie wurden Grundsteine zur Unterdrückung vieler
Minderheit in der Türkei gelegt, zum Beispiel der Kurden oder Armenier.



Jin, Jiyan, Azadi – Frauen, Leben,
Freiheit
Im  Nahen  Osten  wird  das  Leben  der  Frauen  noch  immer  stark  vom
Patriarchat  bestimmt.  Hausarbeit  und  die  Erziehung  werden  als
selbstverständlich von der Frau zu erfüllende Arbeiten angesehen, oftmals
neben der Berufstätigkeit. Frauen haben oft kein Selbstbestimmungsrecht
über  ihren  Körper,  noch  dürfen  sie  eigenständig  gesellschaftliche
Entscheidungen treffen, sondern müssen dem Patriarchen Folge leisten. So
werden junge Frauen oft gegen ihren Willen verheiratet und müssen ihrem
Mann  Kinder  gebären,  unter  lebensgefährlichen  Bedingungen.
Vergewaltigungen  werden  dem  Opfer  als  Ehebruch  vorgeworfen,  durch
welchen  der  Ehemann  seine  Ehre  verliert.  Um  das  Ansehen  wieder  zu
erlangen, kommt es vor, dass Männer ihre Frauen ermorden. Der Grad der
Frauenunterdrückung in den verschiedenen Ländern ist abhängig von den
jeweiligen  nationalen  Kräfteverhältnissen  der  Klassen.  In  Saudi  Arabien
haben Frauen beispielsweise immer noch kein Wahlrecht, auch dürfen sie
keinen Führerschein machen. Frauen in den Industriezentren Ägyptens sind
dagegen massiv in der Produktion tätig aber werden in der Textilindustrie
und in der Landarbeit besonders ausgebeutet, erhalten wesentlich geringe
Löhne als ihre männlichen Kollegen und sind sexistischer Diskriminierung
am Arbeitsplatz ausgesetzt.

In der Türkei erklärte die AKP-Regierung die Gleichberechtigung zwischen
Männern und Frauen als Angriff  auf die Familienstrukturen. Immer noch
wird Frauen die Rolle der Hausfrau und Erzieherin zugeteilt und es besteht
kaum Verständnis dafür, dass sie einer bezahlten Arbeit nachgehen möchte
oder gar in der Politik agiert. Gewalt gegen Frauen nimmt enorme Ausmaße
an,  wovon  besonders  Kurdinnen  betroffen  sind,  da  sie  als  nationale
Minderheit von der Gesellschaft ausgegrenzt und unterdrückt werden. So
kam es mehrfach zu Angriffen auf kurdische Demonstrationen, Dörfer und
Städte. Es gibt kaum Möglichkeiten für sie, sich fortzubilden oder eine Arbeit
auszuüben.

https://onesolutionrevolution.de/jin-jiyan-azadi-frauen-leben-freiheit/
https://onesolutionrevolution.de/jin-jiyan-azadi-frauen-leben-freiheit/


Die Situation der Kurd_innen ist im Nahen Osten allgemein durch mehrere
Regierungen  und  den  IS  –  welcher  für  Andersgläubige  wie  Jesid_innen
insgesamt eine Gefahr darstellt – bedroht. Besonders der IS vertreibt die
Kurd_innen aus ihren Dörfern, tötet junge Männer und Frauen, verschleppt
Frauen und Kinder. Frauen werden regelmäßig auf Sklavenmärkten verkauft
und fallen sexueller Gewalt zum Opfer. Manche Frauen wählen lieber den
Freitod,  als  dem  IS  in  die  Hände  zu  fallen  oder  auf  der  Flucht  ihr
Neugeborenes zurück lassen zu müssen.

Frauenkampf

Erstaunlicherweise hat es in Rojava, der im Zuge der syrischen Revolution
entstandenen  kurdischen  Autonomieregion  im  Norden  Syriens
(Westkurdistan), der weibliche Teil  der Bevölkerung geschafft,  trotz ihrer
fatalen Lage, ein hohes Maß an Mitbestimmung und Gleichberechtigung zu
erkämpfen.

Viele Frauen nehmen Rojava als Alternative für ihre Zukunft wahr. So kommt
es dazu, dass besonders junge Frauen sich auf den Weg nach Syrien machen,
um den patriarchalen Strukturen ihrer Familien zu entfliehen und sich dort
der  YPJ  (Frauenverteidigungseinheit),  den  feministischen  Guerillas,
anzuschließen.  Der Freiheitskampf der YPJ bietet  den kurdischen Frauen
eine  auf  Gleichstellung  basierende  Alternative  abseits  von  rassistischer
Diskriminierung,  Bevormundung,  Abhängigkeit,  Zwangsverheiratung  und
Überausbeutung. Aus der Not heraus schlossen sich hier Frauen zusammen,
um  sich  gemeinsam  gegen  den  IS  zu  verteidigen.  Auch  Jugendliche
mobilisieren nach Westkurdistan. Die tragische Ermordung der 20 jährigen
Duisburger  Kommunistin  Ivana  Hoffmann  machte  uns  auf  schmerzliche
Weise auf diese mutigen Kämpferinnen aufmerksam. Die Grenze zwischen
der Türkei und Syrien ist für Kämpfer_innen aus anderen Ländern jedoch nur
schwer  zu  überwinden  und  selbst  für  medizinische  Nottransporte  oft
unpassierbar.  Stattdessen werden von der  Türkei  Anhänger  des  IS  nach
Syrien geschleust, sodass uns allen klar sein sollte, auf wessen Seite der
türkische Staat steht.

System in Rojava



In  Rojava  hat  sich  ein  System  etabliert,  das  sich  auf  soziale  und
demokratische Rechte stützt, wobei besonders die Gleichstellung zwischen
Mann  und  Frau  hervorzuheben  sind.  Dieses  bestimmt,  dass  Löhne,  die
berufliche  Stellung,  das  Erbrecht  und  Zeug_innenaussagen  bei  beiden
Geschlechtern gleich zu behandeln und das Verheiraten junger Mädchen
sowie  die  Polygamie  zu  verbieten  ist.  In  Rojava  sind  verschiedene
Glaubensrichtungen und Ethnien auf einem Ort zu entdecken, die friedlich
miteinander leben. Flüchtlinge werden aufgenommen und nach Möglichkeit
politisch integriert, sowie alle anderen Minderheiten und auch Jugendliche.
Diese können Räte bilden und Vertreter_innen in den „Hohen Kurdischen
Rat“ entsenden. Es besteht eine Frauenquote von 40% und es gibt mehrere
Frauenräte. Hier lernen sie sich selbst zu organisieren und können abseits
von männlicher Bevormundung und machistischem Verhalten über Sexismus
und Selbstverteidigung diskutieren. Sogenannte Frauen-Caucus-Treffen sind
auch in unserer Organisation ein wichtiger Eckpfeiler antisexistischer Arbeit.
Die  kurdische  Frauenbewegung  von  Rojava  ist  eine  beispielhafte
Errungenschaft  für  Frauenrechte  im  Nahen  Osten.  Dies  wird  durch  die
kurdische Partei PYD, einer Schwesterpartei der PKK, unterstützt, indem sie
eine  Ideologie  entwickelte,  in  der  die  Frauenunterdrückung  als
Hauptwiderspruch des Systems betrachtet wird und das Ziel sein soll, das
Matriarchat  zu  etablieren.  Das  bedeutet  eine  Gesellschaftsform,  in  der
Frauen  eine  bevorzugte  Stellung  in  Staat  und  Familie  innewohnt.  Es
entspricht dem Gegenteil des Patriarchats.

Ideologie der PKK und PYD

Die  Frau wird  auf  Grund ihrer  biologischen Eigenschaften,  als  friedlich,
harmonisch und demokratisch beschrieben, während der Mann egoistisch,
ungerecht und unterdrückend sei. Damit erkläre sich der Kapitalismus, da
das Patriarchat in der Gesellschaft Fuß gefasst habe und der Sozialismus mit
der Frau unterdrückt worden sei. Dies bildet ein reaktionäres Frauenbild und
damit einen immensen Widerspruch zu den gesellschaftlichen Strukturen.
Der Frau wird damit die gesamte revolutionäre Verantwortung übertragen.
Zusätzlich werden Frauen bestimmte Charaktereigenschaften zugeschrieben
und ein traditionelles,  vor allem auf Kurdistan bezogenes,  Frauenbild als



biologisch verankert manifestiert. In den Schriften des PKK-Führers Abdullah
Öcalan heißt es dazu, dass das „Hüten der Kinder“, die Familienorganisation
und das „Vererben der Kultur“ Aufgabe der Frau sei und der Mann diese
Fähigkeiten erst noch erlernen müsse.

Auch  in  Rojava  scheinen  also  überholte  Geschlechterrollenverhältnisse
reproduziert  zu  werden.  Das  Konstrukt  Familie  wird  als  solches  nicht
angerührt,  wodurch  Kurd_innen  weiterhin  für  die  Hausarbeit  und  die
Erziehung  verantwortlich  gemacht  werden.  Kampfverbände  werden  nach
Geschlechtern getrennt, was, sobald den Frauen dort keine Unterdrückung
oder Misshandlung mehr droht, gemeinsam möglich sein sollte. Insbesondere
ökonomisch  sind  Frauen  immer  noch  vom  Patriarchat  abhängig,  das
Privateigentum  wird  nicht  angetastet,  Frauen  sind  finanziell  nicht
gleichgestellt  und  dementsprechend  gibt  es  keine  Befreiung.

Perspektive

Unumstößlich  bleibt  die  Erkenntnis,  dass  die  Kommune  von  Rojava,  die
Frauen massiv gestärkt hat und ihren Kampf entscheidend vorangetrieben
hat.  Um das  Patriarchat  und  die  in  ihm verwurzelte  Klassengesellschaft
schlussendlich  kompromisslos  abzuschaffen,  muss  die  demokratische
Revolution  in  Rojava  jedoch  permanent  gemacht  werden  und  sich  die
Aufgaben  einer  sozialistischen  Umwälzung  zum  Ziel  setzen.  Die
Frauenkooperativen  in  Rojava  sind  bemerkenswerte  Versuche,  Frauen
ökonomisch unabhängig zu machen, müssen aber immer noch für einen auf
Profit  ausgerichteten  Markt  produzieren.  Die  kurdischen  Frauen  müssen
diesen  Kampf  ausbauen  und  sich  die  endgültige  Abschaffung  des
Privateigentums an Produktionsmitteln zum Ziel setzten. Ebenso muss auch
der  patriarchalen  Familienstruktur  der  Kampf  angesagt  und  eine
Vergesellschaftung von Erziehung und Hausarbeit in Gang gebracht werden.
Diese Schritte werden nur Erfolg haben, wenn sie einen Flächenbrand im
Nahen Osten entfachen. Im arabischen Frühling und anderen revolutionären
Bewegungen im Nahen Osten kämpften Frauen zielführend mit. Bereits in
Ägypten agierten Frauen konkret, in Form von Streiks in der Textilindustrie
unter dem Zitat einer der Kämpferinnen „Die Revolution findet nicht nur auf
dem Tahrir-Platz statt, sie ist in jedem ägyptischen Haus“. Für die Frauen gilt



es jetzt sich mit anderen Frauenkämpfen zu solidarisieren, besonders mit
denen in  der  Türkei,  um den Weg für  eine  internationale  Bewegung zu
ebnen. Dafür heißt es zusammen mit fortschrittlichen Männern gegen ihre
Unterdrückung politisch anzukämpfen. Der Befreiungskampf der Frauen in
Rojava  kann  im  Schulterschluss  mit  den  verbliebenen,  fortschrittlichen
säkularen Elementen des Arabischen Frühling ein erster Schritt hin zu einer
proletarischen revolutionären Frauenbewegung im Nahen Osten sein! Eine
Frauenbewegung  für  eine  Föderation  sozialistischer  Staaten,  frei  von
Patriarchat,  Ausbeutung  und  Rassismus!

Ein Artikel von Larissa Kaché, REVOLUTION Fulda


